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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeits-
berichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 
2025/794 geänderten Fassung 
 
 
Vorbemerkungen 
 
Gerne möchten wir zu dem vom BMJV am 10. Juli 2025 übermittelten Entwurf eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 
2025/794 geänderten Fassung (im Folgenden „CSRD-Umsetzungsgesetz“ genannt) 
Stellung nehmen. Wir bedauern in diesem Zusammenhang, dass die gesetzte Frist 
zur Rückmeldung in diesem Fall – anders als im vergangenen Jahr bei der 
Übermittlung des ersten Entwurfs eines CSRD-Umsetzungsgesetzes – ziemlich kurz 
bemessen ist. Auch wenn die Zahl der Anpassungen gegenüber dem damaligen 
Entwurf begrenzt bleibt, erfordert eine fundierte Stellungnahme auch eine gründliche 
fachliche Prüfung und insbesondere die Einbindung unserer Mitgliedsunternehmen.  
 
Die im Entwurf vorgeschlagene Befreiung von Unternehmen der 1. Welle mit weniger 
als 1.000 Beschäftigten von der Berichterstattung über die Geschäftsjahre 2025 und 
2026 ist richtig. Gerade im kooperierenden Mittelstand, den wir vertreten, dürften 
somit vorerst weniger Unternehmen berichterstattungspflichtig werden. Die weiteren 
im Omnibus vorgesehen Erleichterungen („Substance Proposal“) sind jedoch 
ebenfalls sehr relevant und müssen von der Bundesregierung zeitnah nachträglich in 
nationales Recht umgesetzt werden. 
 
Demgegenüber sehen wir wichtige Anpassungen, die wir bereits im vergangenen 
Jahr in Bezug auf den ersten Gesetzentwurf übermittelt hatten, weiterhin 
unberücksichtigt: Dies betrifft insbesondere die explizite Gleichstellung von 
Verbundgruppen und Genossenschaften mit anderen Kapitalgesellschaften im 
Rahmen der Konzernrechnungslegung sowie weitere ähnlich gelagerte begriffliche 
Unschärfen. Hier sollten daher dringend sprachliche Konkretisierungen im 
Gesetzentwurf erfolgen, um den Unternehmen im kooperierenden Mittelstand eine 
rechtssichere und möglichst bürokratiearme Anwendung zu ermöglichen. 
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Zu Artikel 1: 
 
Fehlende analoge Anwendung des § 289b Absatz 2 HGB auf reine LkSG-
Berichte 
  
Unternehmen, die bisher verpflichtet wären, einzelne Berichte nach dem LkSG 
abzugeben, ist es weiterhin verwehrt, konsolidierte Berichte für Tochterunternehmen 
zu erstellen. Die noch in deutsches Recht umzusetzende CSDDD sieht eine solche 
Möglichkeit jedoch vor. Für die betroffenen Unternehmen bzw. deren 
Unternehmensgruppen bedeutet ein konsolidierter Bericht eine erhebliche 
Erleichterung mit Blick auf finanzielle und personelle Ressourcen.  
 
Wir sprechen uns daher dafür aus, hierauf zu reagieren: § 289b Absatz 2 HGB 
(Befreiung von Tochterunternehmen im Falle eines konsolidierten (Nachhaltigkeits- 
und Lageberichts des Mutterunternehmens) sollte daher auch auf LkSG-Berichte für 
anwendbar erklärt werden.  
 
Davon abgesehen, sind wir jedoch grundsätzlich der Auffassung, dass die im 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung angekündigte Abschaffung der Berichtspflicht 
nach dem LkSG, die auch rückwirkend für die Berichtsjahre 2023 und 2024 gilt, 
zeitnah umgesetzt werden muss. Unternehmen brauchen hier zeitnah Rechts- und 
Planungssicherheit. 
 
 
Gleichstellung von Genossenschaften mit anderen Kapitalgesellschaften bei 
der Konzernrechnungslegung 
 
Der vorliegende Referentenentwurf sieht – zumindest in expliziter Form – lediglich für 
Kapitalmarktgesellschaften und Konzerne, die nach § 290ff HGB zur 
Konzernrechnungslegung verpflichtet sind, die Möglichkeit der Erstellung von 
konsolidierten Nachhaltigkeitsberichten für diesen angeschlossenen Unternehmen 
vor. Letztere sind in diesem Fall von der Pflicht zum Erstellen eines 
Nachhaltigkeitsberichts befreit (vgl. § 289b Absatz 2 HGB-E).  
 
Eine gleichlautende Regelung fehlt hingegen im Bereich des Publizitätsgesetzes 
(PublG), das für Genossenschaften anwendbar ist. Auch wenn Genossenschaften 
regelmäßig nicht in den Anwendungsbereich der CSRD fallen, sollten diesen jedoch 
die Möglichkeit eröffnet werden, freiwillig für den eigenen Geschäftsbereich sowie 
ggf. angeschlossene Tochterunternehmen einen Nachhaltigkeitsbericht zu erstellen. 
Dies gilt insbesondere für Fälle, in denen eine Genossenschaft Anteile einer anderen 
Genossenschaft oder anderen sonstigen Unternehmen hält.  
 
Aktuell scheint diese Möglichkeit, freiwillig konsolidierte Nachhaltigkeitsberichte für 
angeschlossene Unternehmen erstellen zu können, nicht explizit von den 
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Änderungen erfasst zu sein. Entsprechende Auslegungen finden sich lediglich in der 
Gesetzesbegründung wieder. Weder der § 289b Absatz 2 HGB-E für den 
Jahresabschluss noch der § 315b HGB-E für Teilkonzernabschlüsse enthält 
expressiv verbis die Möglichkeit zur Befreiung durch freiwillig erstellte 
Konzernnachhaltigkeitsberichte. Dies erscheint unvollständig, da die 
Gesetzesbegründung die Möglichkeit der Befreiung von Tochterunternehmen durch 
freiwillige Konzernnachhaltigkeitsberichte ausdrücklich anspricht (vgl. S. 130, 136 der 
Entwurfs-Begründung). 
 
Es verbleibt somit eine Unklarheit, die es geboten erscheinen lässt, für 
Genossenschaften eine klarstellende Regelung in § 13 Absatz 3 PublG 
aufzunehmen, die etwa wie folgt lauten könnte:  
 
Sofern ein Unternehmen Mutterunternehmen ist und, ohne dazu verpflichtet zu sein, 
ihren Konzernlagebericht gemäß § 315b des Handelsgesetzbuchs freiwillig um einen 
Nachhaltigkeitsbericht erweitert, gilt für die Tochterunternehmen § 289 b Absatz 2 
entsprechend. 
 
Weiterhin wird aus Klarstellungsgründen ein entsprechender ergänzender Absatz in 
dem in diesem Zusammenhang relevanten § 315b HGB vorgeschlagen:  
 
(6) Sofern ein Unternehmen Mutterunternehmen ist und, ohne dazu verpflichtet zu 
sein, seinen Konzernlagebericht gemäß § 315b Absatz 1 freiwillig um einen 
Nachhaltigkeitsbericht erweitert, gelten für die Tochterunternehmen § 289b Absatz 2 
bzw. § 315b Absatz 2 entsprechend. 
 
Ginge man davon aus, dass die genannten Befreiungsmöglichkeiten nicht auf 
Genossenschaften anwendbar wären, würde Genossenschaften u.a. die Möglichkeit 
genommen, dem im Genossenschaftsgesetz festgelegten wirtschaftlichen 
Förderauftrag nachzukommen. Auf der anderen Seite sind jedoch auch die 
Tochterunternehmen benachteiligt: Ausschließlich aus dem Grund, dass die 
Muttergesellschaft eine Genossenschaft ist, verlieren diese die Möglichkeit, von der 
Nachhaltigkeitsberichtspflicht befreit zu werden, sofern ein entsprechender 
konsolidierter Nachhaltigkeitsbericht der Muttergesellschaft vorliegt. Im Sinne der 
bürokratischen Entlastung einschließlich der Kosten der Erstellung und Prüfung 
sowie der Gleichstellung verschiedener gewachsener Gesellschaftsstrukturen 
müssen hingegen alle Unternehmen von den richtigerweise vorgestellten 
Erleichterungen profitieren können. Des weiteren führt eine konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichterstattung der Genossenschaften zu einer erhöhten 
Transparenz der Nachhaltigkeitsinformationen, sodass der Erkenntnisgewinn für die 
Stakeholder höher ist als bei un- oder nur teilkonsolidierten Nachhaltigkeitsberichten. 
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Befreiungs- und Verweisungsmöglichkeit für berichtspflichtige Unternehmen 
innerhalb von Verbundgruppen 
 
Über die oben genannten Genossenschaften hinaus gibt es eine Vielzahl von 
verbundenen Unternehmen unterschiedlicher Rechtsform (im Folgenden 
„Verbundgruppen“ genannt), bei denen die Zentrale der Verbundgruppe von vielen 
einzelnen angeschlossenen Unternehmen getragen wird – diese jedoch formal keine 
Tochtergesellschaften, sondern im rechtlichen Sinne eigenständige Unternehmen 
darstellen. Dennoch kooperieren Verbundgruppenzentrale und angeschlossene 
Unternehmen im Bereich des Einkaufs, des Vertriebs und des Rechnungswesens 
umfangreich miteinander und übernehmen Verantwortung füreinander. Deshalb sind 
die zu veröffentlichenden Informationen – etwa zur Beschaffung und zur 
Nachhaltigkeit in der Lieferkette – bei allen Mitgliedern der betroffenen 
Verbundgruppe im Wesentlichen identisch. Wenn jedes Mitglied einer 
Verbundgruppe, das den Schwellenwert überschreitet, einen eigenen 
Nachhaltigkeitsbericht erstellen müsste, hätte dies eine Vielzahl von nahezu 
identischen Nachhaltigkeitsberichten zur Folge. Der bürokratische und finanzielle 
Mehraufwand für die betroffenen Unternehmen wäre erheblich, während ein 
Mehrwert nicht zu erkennen ist. Im Sinne der bürokratischen Entlastung sowie der 
Gleichstellung verschiedener gewachsener Gesellschafts- und Gruppenstrukturen 
müssen auch diese Unternehmen von den vorgestellten Erleichterungen profitieren 
können. 
 
In diesen Fällen plädieren wir dafür, dass die Verbundgruppen die Möglichkeit 
erhalten – analog zur Konzernberichterstattung von Mutterunternehmen für ihre 
Tochterunternehmen –, auch für ihre angeschlossenen Unternehmen konsolidierte 
Nachhaltigkeitsberichte zu erstellen und vorzulegen, sofern die betroffenen 
angeschlossenen Unternehmen für sich genommen berichtspflichtig sind.  
 
Zusätzlich zu der vorgesehenen Befreiung von der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
für Tochtergesellschaften konzernverbundener Unternehmen nach § 289b Absatz 2 
HGB-E bedarf es daher auch einer Befreiung von berichtspflichtigen Unternehmen, 
die Mitglieder von Verbundgruppen sind, wenn diese freiwillig in den 
Nachhaltigkeitsbericht des Konzernlageberichts einer Verbundgruppenzentrale 
einbezogen werden. Daher schlagen wir die Ergänzung des § 315b HGB um einen 
weiteren entsprechenden Absatz vor: 
 
(7) Sofern die Zentrale einer Gruppe unabhängiger Unternehmen (Verbundgruppe) 
einen Lagebericht erstellt und, ohne dazu verpflichtet zu sein, diesen gemäß § 315b 
Absatz 1 freiwillig um einen Nachhaltigkeitsbericht erweitert, gilt für die der 
Verbundgruppe angeschlossenen Unternehmen § 289b Absatz 2 bzw. § 315b Absatz 
2 entsprechend. 
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Zu Artikel 2: 
 
Übergangsregelungen für berichtspflichtige Unternehmen 
 
Gemäß den Übergangsvorschriften sind Ausnahmen von der Anwendung der neuen 
Regelungen für vor dem 1. Januar 2027 beginnende Geschäftsjahre für solche 
Unternehmen vorgesehen, die im Jahresdurchschnitt nicht mehr als 1.000 
Beschäftigte aufweisen. Damit sind nach unserem Verständnis diese Unternehmen 
von der Pflicht, einen Nachhaltigkeitsbericht nach den Europäischen 
Nachhaltigkeitsberichtsstandards (ESRS) aufstellen zu müssen, befreit. Dies sollte in 
der Gesetzesbegründung auch noch einmal klargestellt werden. 
 
Wir verstehen die Übergangsregelungen zudem so, dass diese auch für 
Verbundgruppen und Genossenschaften gelten. Bei der anstehenden nationalen 
Umsetzung des von EU-Kommission vorgeschlagenen „Substance Proposal“ wäre 
der Anwendungsbereich dann auch für Verbundgruppen und Genossenschaften in § 
336 Absatz 2 HBG entsprechend anzupassen. 
 
Für Unternehmer der sogenannten 1. Welle mit mehr als 1.000 Beschäftigten würde 
gemäß Gesetzentwurf gelten, dass sie die europäischen 
Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards (ESRS Set 1) anzuwenden haben – und 
dies, obwohl die EU-Kommission die EFRAG bereits zur Überarbeitung der ESRS 
Set 1 mit der Maßgabe aufgefordert hat, die Anzahl der verpflichtenden Datenpunkte 
substanziell zu verringern. Berichtspflichtige Unternehmen in Deutschland, die 
bislang nicht nach ESRS berichteten, wären mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf 
gezwungen, diese noch für das Geschäftsjahr 2025 einzuführen, obwohl bereits 
feststeht, dass die ESRS überarbeitet und reduziert werden. Daher sollte dringend 
eine Klarstellung im Gesetz erfolgen, dass Unternehmen, welche die ESRS bislang 
nicht eingeführt haben, diese erst anwenden müssen, wenn die überarbeiteten ESRS 
in Kraft getreten sind. 
 
Durch die Einführung der Berichterstattungspflicht für Unternehmen der 1. Welle mit 
mehr als 1.000 Beschäftigten werden mittelbar auch zahlreiche weitere Unternehmen 
in den Wertschöpfungsketten erfasst, da nicht selbst-berichtspflichtige Unternehmen 
als Teil der Wertschöpfungskette Informationen an nachhaltigkeitsberichtspflichtige 
Vertragspartner liefern müssen. Dieser massive Trickle-down-Effekt wird ab dem 
Geschäftsjahr 2025 bestehen. Für Unternehmen, die nicht mehr in den 
Anwendungsbereich der CSRD fallen, will die EU-Kommission im Wege eines 
delegierten Rechtsakts einen Standard für die freiwillige Berichterstattung 
annehmen, der auf dem von der EFRAG entwickelten Standard für KMU (VSME) 
beruht. Diese Entwicklung sollte sich auch im CSRD-Umsetzungsgesetz 
wiederfinden. Dabei sollte klargestellt werden, dass die Einholung von Informationen 
auf den derzeitigen VSME der EFRAG eingeschränkt wird. 
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Zu Artikel 23 bzw. Artikel 27: 
 
Erweiterte Zulassung von akkreditierten Prüfern 
 
Das Mitgliedstaatenwahlrecht zur Zulassung anderer akkreditierter Prüfer sollte von 
der Bundesregierung noch stärker genutzt werden. Dies könnte besonders eine 
Entlastung für KMU bedeuten. Zudem könnte man mit einer Ausweitung des 
Prüferkreises einer potenziellen Überlastung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
entgegenwirken. 
 
Das aktuell bereits am Markt existente Bottleneck an verfügbaren akkreditierten 
Prüfern sollte rechtzeitig angegangen werden, um Unternehmen eine planbare und 
fristgerechte Umsetzung der Nachhaltigkeitsberichtspflicht grundsätzlich zu 
ermöglichen. 
 
Gerade der Mittelstand verfügt oft nicht über eigenständige 
Nachhaltigkeitsabteilungen mit großen Ressourcen und ist daher darauf angewiesen, 
die notwendige begleitende Fachexpertise über externe Dienstleister ins 
Unternehmen zu holen. Gleichfalls wird ein begrenztes Angebot an 
Nachhaltigkeitsfachkräften durch die enge Auslegung der zugelassenen Gruppe von 
Prüfern keine Entlastung erfahren – im Gegenteil, diese trägt eher im höchsten Maß 
zur Verschärfung der Lage bei. Ratsam wäre es daher, nicht nur den 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften per Gesetz eine Weiterqualifizierung in 
Nachhaltigkeitswissen zu verordnen, sondern auch Nachhaltigkeitsberatern das 
Mandat zu geben, den Nachhaltigkeitsbericht als Teil des Lageberichts mit ihrer 
Fachexpertise bewerten zu dürfen. Die Implementierung eines solchen Wahlrechts 
würde freilich die Festlegung konkreter Anforderungen an die Qualifikation und 
Fähigkeiten unabhängiger Prüfer durch die EU-Mitgliedstaaten erfordern, um die 
Einhaltung der Prüfungsvorschriften sowie die Qualität der externen Prüfung des 
Nachhaltigkeitsberichts gewährleisten zu können. 
 
 
 
 
DER MITTELSTANDSVERBUND – ZGV e.V. vertritt als Spitzenverband der 
deutschen Wirtschaft in Berlin und Brüssel die Interessen von ca. 230.000 
mittelständischen Unternehmen, die in mehr als 300 Verbundgruppen organisiert 
sind. Die kooperierenden Mittelständler erwirtschaften mit 2,5 Mio. 
Vollzeitbeschäftigten einen Umsatz von mehr als 507 Mrd. Euro (rund 18 Prozent des 
BIP) und bieten 430.000 Ausbildungsplätze. Einzelne Verbundgruppen treten unter 
einer Marke auf, z.B. EDEKA, REWE, INTERSPORT, EP: ELECTRONIC PARTNER, 
EXPERT, HAGEBAU und BÄKO. Alle fördern ihre Mitglieder durch eine Vielzahl von 
Angeboten wie etwa Einkaufsverhandlungen, Logistik, IT, Finanzdienstleistungen, 
Beratung, Marketing, Ladeneinrichtung und Trendforschung.  


